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Prof. em. Dr. Dr. h.c. Erhard Denninger 
 
 
 
Stellungnahme zu dem Entwurf eines LandespolizeibeauftragtenG –  

- Drucks. 18 / 2322 – sowie Antrag Drucks. 18 / 2359. 

- Anhörung des Innenausschusses am 4. November 2010 -.  

 

 

I. Rechtspolitische Vorbemerkung zur Wünschbarkeit der Einrichtung eines/einer 

Landespolizeibeauftragten (LPB). 

 

Es ist umstritten, ob die Einrichtung eines/einer  Landespolizeibeauftragten sinnvoll ist oder 

nicht. Ebenso bleibt häufig unklar und umstritten, wie weit das Aufgabenfeld eines/einer 

solchen Beauftragten reichen soll. Will man eine „allgemeine“ Beschwerdeinstanz schaffen, 

die „jedermann“ und nicht nur Polizeibediensteten offen stehen soll, wenn Missstände, 

Rechts- und Grundrechtsverletzungen gerügt werden sollen,  

- in diese Richtung geht ein Gesetzentwurf der Humanistischen Union, der sogar eine 

entsprechende Ergänzung des Grundgesetzes vorschlägt – 

oder will man, ähnlich der Einrichtung des Wehrbeauftragten gemäß Art. 45 b GG, eine 

parlamentsabhängige, außerhalb der Exekutive stehende Instanz errichten, welche die 

Kontrollaufgabe des Parlaments (des Landtags) bezüglich der Polizeitätigkeit unterstützen 

und außerdem als Ansprechpartner für beschwerdeführende Polizeibeamtinnen und –beamte 

dienen soll? Der von der SPD-Fraktion des Hessischen Landtags eingebrachte Gesetzentwurf 

zählt eindeutig zu diesem zweiten Typus. Der Aufbau des Entwurfs und der Wortlaut der 

Gesetzesformulierungen – vgl. besonders die §§ 4 bis 10 – orientieren sich stark an Aufbau 

und Wortlaut der entsprechenden Bestimmungen des Gesetzes über den Wehrbeauftragten des 

Deutschen Bundestages in der Fassung vom 16. Juni 1982 (BGBl. I S. 677).  

Auch über die Notwendigkeit oder auch nur Wünschbarkeit einer solchen „spezielleren“, 

parlamentsabhängigen Institution herrscht Streit. Vor einigen Jahren hat der damalige CDU-

Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen (Behrens) die Einrichtung eines 

Polizeibeauftragten als „überflüssige Bürokratie“ gegenüber einer von der FDP-Fraktion in 

NRW erhobenen Forderung abgelehnt1. In die gleiche Richtung ging unlängst die Äußerung 

des Sicherheitspolitischen Sprechers der SPD-Fraktion im Bayerischen Landtag (Schneider) 

                                                 
1 S. www.im.nrw.de/pe/pm2001/pm2001/news_840.htm 
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gegenüber einem Antrag der Freien Wähler: „Überflüssig wie ein Kropf“ sei ein solcher 

Beauftragter.2 Dagegen fordern die Grünen im Niedersächsischen Landtag eine unabhängige 

Beschwerdestelle gegen Polizeigewalt. Auch Polizisten, die sich gemobbt oder diskriminiert 

fühlen, könnten sich an die Stelle wenden.3 Bei den Gewerkschaften der Polizei, die bisher 

die Einführung eines LPB stets abgelehnt hatten, scheint ein Prozess des Umdenkens 

einzusetzen. Der Vorsitzende des Landesverbandes der Polizeigewerkschaft NRW, Rainer 

Wendt, stellt die Frage: „Schlechte Führung macht krank – Hilft der Polizeibeauftragte?“ und 

fordert zur offenen Diskussion auf.4

Die Ablehnung der Einrichtung eines LPB5 wird meistens mit dem Hinweis auf dessen 

„Überflüssigkeit“ begründet. Im Bereich der Polizei selbst gebe es genügend 

Beschwerdemöglichkeiten, die Abhilfe auf den Weg bringen könnten. Außer den 

Dienstvorgesetzten werden etwa der Personalrat, die Gewerkschaft, Polizeiarzt und –pfarrer, 

Polizeipsychologen und Gleichstellungsbeauftragte genannt. Diese Argumentation verkennt 

die beiden Vorteile, die entscheidend zugunsten der Einrichtung eines LPB ins Gewicht 

fallen: 1) Erstens bietet sie durch ihre völlige Unabhängigkeit und auch äußerlich-

organisatorische Trennung von Betrieb und Hierarchie der Polizei die Gewähr für ein 

Höchstmaß an Diskretion. Eben dies ist aber zum Schutze der Polizeibeamtinnen und -

beamten erforderlich. 2) Und zweitens erlaubt eine solche Konstruktion: weitgehende 

Unabhängigkeit bei Anbindung an die Legislative, die Vorgänge im Bereich der Exekutive, 

die zur kritischen Beurteilung anstehen, mit einem Höchstmaß an Unvoreingenommenheit zu 

betrachten. Die politische Auseinandersetzung ist dann auf der Basis der Berichts-Lage durch 

den PLB und der Stellungnahme der Landesregierung dazu (vgl. § 11 des Entwurfs) im 

Parlament zu führen; so findet demokratische Kontrolle des Handelns der Exekutive statt. 

 

Im Ergebnis spricht, auch unter Berücksichtigung der ausländischen Erfahrungen (Schweden, 

England), vieles für die Einrichtung eines LPB.    

 

II. Anmerkungen zur Verfassungs- und Gesetzmäßigkeit der Regelungen des     

Entwurfs. 

 

                                                 
2 S. www.spd-landtag.de/aktuell/details.cfm?ID=12606&nav=aktuell 
3 Pressemitteilung Nr. 255 der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen im Niedersächs.LT, vom 20. 7. 2010. 
4 R. Wendt in: Polizeispiegel, Juli/August 2009, S. 1. 
5 Die männliche Form meint i. F. immer auch die weibliche Form mit. 
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1. Der LPB als „Hilfsorgan“ des Landtags, seine Stellung im System der 

Gewaltenteilung. 

 

Der Begriff „Hilfsorgan“ findet sich weder in der Hessischen Verfassung noch in der 

Geschäftsordnung des Hessischen Landtags. Der Gesetzentwurf übernimmt ihn ersichtlich  

aus § 1 Abs. 1 WBeauftrG des Bundes, wo er auf Art. 45 b GG zurückgeführt werden 

kann. Es ist jedoch, wie schon Hans H.Klein zutreffend gesehen hat6, „außerhalb eines 

konkreten normativen Zusammenhangs,… wenig ratsam, mit einer solchen Bezeichnung 

bestimmte Schlussfolgerungen zu verknüpfen.“ Die Bezeichnung als „Hilfsorgan“ des 

Landtags bringt zwar zum Ausdruck, dass der LPB in seiner konkreten Existenz vom 

jeweiligen Landtag abhängig und in seiner Funktion diesem bei dessen 

verfassungsmäßiger Kontrolltätigkeit zugeordnet ist, darüber hinaus ist aber bei der 

Ableitung konkreter Rechte und Pflichten Vorsicht geboten.  

Klar ist freilich, dass das „Hilfsorgan“, eben, weil es kein selbständiges Verfassungsorgan 

ist, einen organisatorisch verselbständigten Teil der Legislative darstellt, so dass unter 

dem Gesichtspunkt der Gewaltenteilung keine Bedenken erhoben werden können. 

Exekutivische Hoheitsbefugnisse sind ihm, abgesehen von den speziell normierten 

Befugnissen der Informationsbeschaffung (vgl. § 3 des Entw.) versagt.  

Einige der Regelungen lassen sich unmittelbar einleuchtend aus dem Charakter als 

„Hilfsorgan“ begründen, so zum Beispiel: 

- die Bindung der Amtsperiode an die Wahlperiode des Parlaments, § 1 Abs. 2 Entw.; 

- die Stellung des LPB als Inhaber eines öffentlichen Amtes, § 1 Abs. 3 Entw.; 

- die Möglichkeit des Landtags, den LPB als Informationsquelle zu nutzen, ihn mit 

Prüf- oder Gutachtenaufträgen zu beauftragen, § 2 Abs. 1 Entw.  

 

Hingegen präjudiziert die Qualität als Hilfsorgan nichts über den Umfang des 

Weisungsrechts des Landtags, nichts über das Ausmaß der Eigeninitiative, welches der 

LPB entfalten kann oder soll, und auch  nichts über die Modalitäten der 

Informationsbeschaffung. Insofern ist der Gesetzgeber frei in der Ausgestaltung des neuen 

Amtes.   

 

 

 

                                                 
6 H. H. Klein in Maunz / Dürig GG (1999) Art. 45 b Rdn. 15. 
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2. Zu den Aufgaben des Landespolizeibeauftragten. 

 

Ganz nach dem Vorbild der Regelungen des Wehrbeauftragten-Gesetzes (§ 1 Abs. 2 und 3) 

soll auch der LPB zwei Arten von Aufgaben wahrnehmen, die man kurz als 

„Auftragsarbeiten“ und „Eigeninitiativarbeiten“ unterscheiden kann. Vgl. § 2 Abs. 1 und 2 

des Entwurfs. In beiden Fällen wird er als „Zuarbeiter“ („Hilfsorgan“) für den Landtag 

tätig, bleibt mithin Teil der Legislative.  

Fraglich ist, ob die Abgrenzung der beiden Aufgabenkategorien voneinander mit 

hinreichender begrifflicher Schärfe möglich ist. Für die Kriterien der „Auftragsarbeiten“ 

mag dies bejaht werden: Die „Prüfung bestimmter Vorgänge“ ist zwar, für sich genommen, 

eine höchst unbestimmte Formulierung, aber der Bezug des Kontextes auf den Bereich der   

    Polizei ermöglicht hier eine ausreichende Eingrenzung.  

 

Anders verhält es sich hinsichtlich der Möglichkeit, den LPB mit der Erstattung von          

Gutachten zu beauftragen, und um dessen Recht, vom Landtag einen Gutachten-Auftrag zu    

erbitten, § 2 Abs. 1 Entw. In all den Fällen, in denen die zu begutachtenden Fragen zum 

normalen Zuständigkeits- und Erfahrungsbereich des LPB gehören, wird auch eine 

entsprechende Gutachtenkompetenz unstreitig sein. Wie steht es aber, wenn es um 

Gesetzesnovellierungen oder Verordnungsermächtigungen (Art. 118 HV) mit möglicherweise 

weit reichenden Folgen für die Organisation, den Einsatz oder das konkrete Handeln der 

hessischen Polizei, zum Beispiel auch um die Verwendung neuer (elektronischer) Mittel oder 

neuartiger Waffen (z.B. chemischer Reizstoffe) geht. Es kann für den Landesgesetzgeber 

durchaus nützlich sein, sich das empirisch gesättigte Wissen des LPB nicht nur bei 

Normsetzungen im „Innenbereich“ der Polizei, sondern auch bei solchen im Bürger/Staat-

Verhältnis zunutze zu machen. Die Gutachtenkompetenz des LPB sollte dementsprechend 

nicht zu eng gefasst werden. Es empfiehlt sich deshalb eine Ergänzung der jetzigen 

Entwurfsfassung des § 2 Abs. 1, die klarstellt, dass die  Gutachtenkompetenz grundsätzlich 

auch die Mitwirkung an der Normsetzung im Polizeibereich umfasst. Dass der LSB dadurch 

zu großen Einfluss auf die Gesetzgebung erlangen könnte, ist nicht zu besorgen, denn der 

Landtag behält es in der Hand, Art und Umfang der Mitwirkung durch Beschluss zu 

regulieren.  

 

Zu den „Eigeninitiativ-Aufgaben“ gemäß § 2 Abs. 2 Entw. gehört das Tätigwerden des LPB, 

wenn ihm Umstände bekannt werden, die auf eine Verletzung „der Grundsätze der inneren 
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Führung“ schließen lassen. Auch diese Formulierung entstammt ersichtlich dem Gesetz über 

den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages, § 1 Abs. 3 Satz 1. Es fragt sich, ob die 

Übernahme dieses Gedankens aus der Wehrverfassung in die „Welt der Polizei“ Sinn macht, 

und es fragt sich weiter, ob die jetzige Entwurfsfassung dem Gebot der Normbestimmtheit 

genügt. 

Mit den „Grundsätzen der Inneren Führung“ [mit großem „I“] wurde und wird ein 

Reformkonzept der Bundeswehr umschrieben, „das im Gegensatz zu früheren Gegebenheiten 

durch die Institutionalisierung moderner Menschenführung dem Soldaten als Staatsbürger in 

Uniform unter voller Berücksichtigung der Funktionsfähigkeit der Streitkräfte ein Höchstmaß 

an staatsbürgerlichen Rechten und Freiheiten sichern soll“.7 Das Konzept, das in den Jahren 

der Wiedereinrichtung einer (west)deutschen Streitmacht entwickelt wurde, sollte 

antidemokratischen Tendenzen zu einer Armee als ‚Staat im Staate’, wie sie sich in der 

Weimarer Republik verhängnisvoll herausgebildet hatten, entgegen wirken. Eine solche 

Gefahr besteht für die Institution ‚Polizei’ aus mehreren Gründen in ungleich geringerem 

Maße. Das beruht vor allem auf der ungleich intensiveren „Bürgernähe“ der normalen 

Polizeiarbeit im Verhältnis zu der des Militärs. Für die ‚Schutzpolizei’, die 

‚Wasserschutzpolizei’ und auch die ‚Kriminalpolizei’ liegt dies auf der Hand. Aber auch die 

bundesstaatliche Dezentralisierung der Polizeien mit der jeweiligen parlamentarischen 

Verantwortlichkeit der Polizei-Spitze (Ministerium des Innern als oberste Polizeibehörde, vgl. 

z.B. § 91 Abs. 2 Nr. 1 HSOG) wirkt sich gegen eine unkontrollierte „Verselbständigung“ der 

Institution aus. Der Polizeibeamte als „Staatsbürger in (Polizei-)Uniform“ ist heute eine 

Selbstverständlichkeit. Damit ist sowohl sein Verhalten gegenüber den anderen Staatsbürgern 

gemeint als auch seine Stellung als grundsätzlich voll und gleich berechtigter 

Grundrechtsträger, dessen Grundrechte nur so weit (gesetzlichen normierten) 

Einschränkungen unterworfen werden können als dies von dienstlichen Notwendigkeiten 

gefordert ist. Eine dem Art. 17 a GG vergleichbare Grundrechts-Beschränkungsklausel gibt es 

für Polizeibeamte (und natürlich: -beamtinnen) nicht.  

Das bedeutet freilich nicht, dass die psychologischen und sonstigen Erkenntnisse moderner 

Personalführung nicht auch für die Leitung der Polizei von Bedeutung wären und Beachtung 

verdienten. Es erscheint auch sinnvoll, dem LPB die Aufgabe zu übertragen, über die 

Beachtung jener Erkenntnisse zu wachen. Jedoch sollte dies nicht mit dem Hinweis auf die 

historisch anders vorgeprägte Formel „Grundsätze der inneren Führung“ geschehen. In vielen 

und besonders gravierenden Fällen einer groben Missachtung der Erkenntnisse moderner 
                                                 
7 Jahresbericht des Wehrbeauftragten 1974. Ziff. 2. 3. 3. ; vgl. auch Hernekamp in v.Münch / Kunig, GG, Art. 45 
b, Rdn. 26 ff.; Frank in AK-GG, nach Art. 87, Rdn. 51 und 73 ff.  
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Personalführung wird ohnehin auch eine Grundrechtsverletzung, insbesondere des 

Gleichheitsgrundsatzes zu prüfen sein.  

 

3. Zu den Befugnissen des LPB. 

 

Zu den Befugnis-Regelungen des Gesetzentwurfs erscheinen nur wenige, allerdings nicht 

unwichtige Anmerkungen angebracht: 

 

a)  Recht auf Akteneinsicht. 

§3 Abs. 1 Nr. 1 Entw. gibt dem LPB gegenüber allen Polizeidienststellen ein freilich 

aufgabenbezogenes, aber umfassendes Auskunftsrecht, das nur durch „zwingende 

Geheimhaltungsgründe“ begrenzt werden kann. Ein ähnliches Recht auf Akteneinsicht 

soll dem LPB dagegen nicht zustehen. Die Begründung des Entwurfs, Teil B., zu § 3, 3. 

Absatz, bemerkt dazu lakonisch: Da den Hilfsorganen des Landtags grundsätzlich kein 

Recht auf Akteneinsicht zustehe, könne auch dem LPB eine solche „zusätzliche 

Kompetenz“ nicht eingeräumt werden. Dies vermag nicht zu überzeugen.  

Zum einen zeigt sich hier die schon oben zu II. 1. festgestellte Unschärfe des Begriffs     

„Hilfsorgan“. Als Hilfsorgane des Landtags werden nämlich auch die nach Art. 92 HV 

gebildeten Untersuchungsausschüsse qualifiziert.8 Diese können aber von (allen) 

Behörden und öffentlichen Körperschaften die Vorlage von Akten und damit Einsicht in 

dieselben verlangen, Art. 92 Abs. 2 HV. Zum anderen fehlt es der Begründung des 

Gesetzentwurfs an Stimmigkeit, wenn das Recht zum unangemeldeten Besuch des LPB 

bei allen Dienststellen und Behörden der Polizei damit begründet wird, nur unter dieser 

Voraussetzung könne der LPB sein Amt „in umfassender Weise ausüben und sich ein Bild 

über die Hintergründe und die Berechtigung von Eingaben sowie eventuell bestehender 

Rechtsbeeinträchtigungen machen“,9 ihm jedoch ein Recht auf Aktenvorlage und -einsicht   

verwehrt sein soll. Diese Beschränkung seiner Informationsmöglichkeiten erscheint um so 

weniger sinnvoll, als sich gerade aus der Konfrontation von mündlichen 

Betroffenenaussagen mit der aus den Akten sich ergebenden Dokumentation eines 

Vorganges wertvolle Hilfe bei der Suche nach der „Wahrheit“ ergeben kann. Auf das 

Einsichtsrecht des Hessischen Datenschutzbeauftragten nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 HDSG sei 

hier nur ergänzend hingewiesen, wohl wissend, dass der DSB kein „Hilfsorgan“, sondern 

eine unabhängige „oberste Landesbehörde“ ist, § 22 HDSG.  
                                                 
8 Zinn / Stein, Verfassung des Landes Hessen, I, Art. 92, Erl. 1 und 3. 
9 Begründung des Entwurfs, B., zu § 3 Nr. 4. 
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 b)  Besuchsrecht für Mitarbeiter. 

Das Recht zum unangemeldeten Besuch der Polizeidienststellen steht nach § 3 Abs. 1 Nr. 

4 Entw. dem LPB „ausschließlich persönlich zu“. Die Begründung des Entwurfs will 

diese Befugnis auch auf die „begleitenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter“ erstreckt 

wissen. Dies erscheint aus Gründen der Arbeitsökonomie und –effektivität als sinnvoll. 

Zur Klarstellung sollte diese Erstreckung jedoch im Gesetz ausdrücklich festgehalten 

werden. In den in § 5 Abs. 1 Entw. vorgesehenen Richtlinien könnte Näheres über Art und 

Umfang der Begleitung gesagt werden.  

 

c) Wahrung der Diskretion. 

Die Ermittlungs- und Beratungstätigkeit des LPB zugunsten Hilfe suchender Beamtinnen 

und Beamten kann nur erfolgreich sein, wenn es ihm gelingt, ein stabiles 

Vertrauensverhältnis zu dem/der Betroffenen aufzubauen. Dies wiederum hängt 

entscheidend davon ab, ob die Betroffenen davon ausgehen können, dass ihre 

Mitteilungen, falls sie dies wünschen, mit zuverlässiger Diskretion behandelt werden 

(„Beichtgeheimnis“). § 9 Entw. versucht, dem Rechnung zu tragen. Doch sollte die 

Vorschrift zum Schutz „des Einsenders“ noch strenger gefasst werden, als „Muss-

Vorschrift“, nicht nur als „Soll-Vorschrift“. Ohne ausdrückliche Einwilligung des/der 

Betroffenen darf der LPB überhaupt nichts über den „Einsender“ bekannt geben. Der 

LPB unterliegt bezüglich der Einleitung von Straf- oder Disziplinarverfahren keinem 

Anzeigezwang, keinem „Legalitätsprinzip“ entsprechend § 160 StPO. Die Grenzen der §§ 

138, 139 StGB sollen unberührt bleiben.  

 

d) Stellvertretung.   

Die Entwurfs-Regelung des §1 Abs.6 Entw. gibt dem Stellvertreter alle Rechte des LPB 

mit Ausnahme des Besuchsrechts. Die Regelung ist offensichtlich dem § 17 Abs. 1 

WehrbeauftragtenG nachgebildet worden. 

Diese Einschränkung kann die Arbeitsfähigkeit der Institution während einer  - vielleicht 

länger andauernden – Vertretungsperiode aber empfindlich herabsetzen. Sinnvoller 

erscheint deshalb eine Lösung, welche dem Stellvertreter uneingeschränkt alle Rechte des 

LPB zuerkennt, ihn aber zugleich in seiner parlamentarischen „Legitimation“ dadurch 

stärkt und „aufwertet“, dass er (oder sie!) nicht allein durch den LPB „bestellt“ wird, 
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sondern dass seine Beauftragung/Ernennung auf Vorschlag des LPB mit Zustimmung des 

Landtags erfolgt.  

Bei beiden Amtsinhabern, bei dem LPB wie bei seinem Stellvertreter, muss es sich um 

Persönlichkeiten mit großer Erfahrung und hoher persönlicher Autorität handeln, wenn 

die neue Institution dauerhaft erfolgreich wirken soll.  

 

       *   

 

 

 Königstein, den 22. 9. 2010 

 

 [gez.:] Denninger 

 

 

 

 8

42



43



44



45



46



47



   
 

 
DPolG Landesverband Hessen, Otto-Hesse-Str. 19/T3, 64293 Darmstadt      

          

          

     

          

             
                           Steuer-Nr. 07 224 0101 5  

           Finanzamt Darmstadt  
     

    

  

     GS/MS    12.10.2010 

 

 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz über die 
Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für die hessische Polizei beim  
Hessischen Landtag (LandespolizeibeauftragtenG) 
 –Drucks. 18/2322- 
sowie  
zum Antrag der Fraktion der SPD betreffend die Geschäftsordnung des Hessischen 
Landtags 
-Drucks. 18/2359- 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Klee,  
sehr geehrte Damen und Herren, 

wir verweisen auf die Stellungnahme des Bundesvorsitzenden der DPolG, Herrn Rainer Wendt und 
nehmen ergänzend wie folgt Stellung: 

Die DPolG Hessen steht dem Gesetzentwurf befürwortend gegenüber. 

In jüngster Zeit wurde in den Medien von Mobbingfällen in der Polizei berichtet, ja es wurde sogar 
die Behauptung aufgestellt, in der hessischen Polizei gebe es eine regelrechte Mobbingstruktur und 
die Führungskräfte seien nicht als Folge einer Bestenauslese in ihre Funktion gekommen, sondern 
weil sie in ausgeprägter Weise bereit seien, „nach unten zu treten und nach oben zu buckeln…“ 
(sinngemäß). 

Fälle, von denen in den Medien berichtet wurde, gab bzw. gibt es in der hessischen Polizei. 
Allerdings sind sie nicht generell dem Phänomen ‚Mobbing’ zuzurechnen. Sie sind vor allem nicht 
flächendeckend und wiederkehrend in den Behörden und Dienststellen zum System erklärtworden. 

 

             …2 

Hessischer Landtag 
Innenausschuss 
Herrn Vorsitzenden 
Horst Klee, MdL  
Schlossplatz 1 – 3  
 
65183 Wiesbaden 
 

DPolG 
 DEUTSCHE POLIZEIGEWERKSCHAFT  

              im DBB 

  Landesverband Hessen  

 

 Landesgeschäftsstelle                 
 

Otto-Hesse-Straße 19 / T3 

64293 Darmstadt 

Telefon (06151) 27 94 500  

Telefax (06151) 27 94 502  
 

kontakt@dpolg-hessen.de 

www.dpolg-hessen.de 
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Es sind Fälle dabei, in denen Führungsfehler gemacht wurden, in denen vorschnell und unsensibel 
agiert wurde. 

Insgesamt helfen solche pauschalen Behauptungen den Opfern nicht. Jedoch schaden sie dem 
Ansehen der hessischen Polizei erheblich. 
Die meisten Vorgesetzten in der hessischen Polizei bemühen sich sehr um die Belange ihrer 
Mitarbeiter und zeigen ein hohes Maß an sozialer Kompetenz.  
Ihr Gestaltungsspielraum ist aber durch Sachzwänge und vorgegebene Rahmenbedingungen 
eingeschränkt.  

Die zunehmende Arbeitsverdichtung, die Personalknappheit, die rasant sich verändernden 
Erscheinungsformen von Kriminalität, die daraus resultierenden Veränderungen der 
Organisationsstrukturen und nicht zuletzt die massiv ansteigende Gewaltbereitschaft gegenüber der 
Polizei führen zu einer enorm gestiegenen physischen und psychischen Belastung unserer 
Kolleginnen und Kollegen. 

Interne „Störfaktoren“ wie fehlende Dienstpostenbewertungen und Beurteilungsrichtlinien, 
mangelnde Karrierechancen, hohe Fluktuation bei den Führungskräften und vielerorts scheinbar 
zum Selbstzweck ernannte Personalentwicklungskonzepte lassen die für eine zufriedene 
Dienstausübung dringend notwendige Verlässlichkeit, Vergleichbarkeit und Planbarkeit vermissen. 

Für die Vorgesetzten rückt die Bedeutung des statistischen Vergleichs der Arbeitsergebnisse mit 
benachbarten Organisationseinheiten immer mehr in den Vordergrund.  
Alle müssen an 365 Tagen im Jahr rund um die Uhr funktionieren. 
Und so bleibt immer weniger Raum für kooperative Führung, sie gerät auch deshalb ins 
Hintertreffen, weil die Zeit fehlt. 
Die Kolleginnen und Kollegen und auch die Führungskräfte stoßen an ihre Belastungsgrenzen. Das 
führt auch dazu, dass Konflikte im Vorgesetzten-Nachgeordneten-Verhältnis häufiger auftreten, 
aber nicht in der notwendigen Weise aufgearbeitet werden.  
Und so werden Konflikte häufiger als fehlende Wertschätzung und damit als Beschädigung der 
persönlichen Integrität empfunden.In vielen Fällen, in denen sich nachher heraus stellt, dass 
eingeleitete dienstrechtliche Maßnahmen gegen Mitarbeiter unbegründet waren, fehlt es an der voll 
umfänglichen Rehabilitation. 

Aber vor allem der von der obersten Etage der hessischen Polizeiführung mitunter vorgelebte und 
auf die gesamte Organisation ausstrahlende Führungsstil muss verändert, konstruktiv-kritische 
‚Geister’ müssen wieder zugelassen werden!  
Remonstration im besten Sinne des hessischen Beamtengesetzes muss wieder gelebt werden. 
Und es muss respektiert werden, dass jede Einsatzbereitschaft irgendwann erschöpft ist! 

Leider haben in Einzelfällen die organisationsinternen Anlaufstellen versagt, wenn Kolleginnen und 
Kollegen sich hilfesuchend an sie gewandt haben. Mitunter mussten sie das auch, denn die 
hierarchische Einbindung, gesetzliche Strafverfolgungspflichten oder fehlende Zuständigkeiten bzw. 
Einflussmöglichkeiten haben hier die Möglichkeiten eingeschränkt.  

Deshalb halten wir die Einrichtung einer Anlaufstelle außerhalb der Polizeihierarchie für sinnvoll und 
notwendig.  
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Ob eine solche Anlaufstelle gleich zu Beginn mit der im Gesetzentwurf vorgesehenen 
Personalausstattung versehen werden muss, können wir nicht einschätzen. 
Das könnte aber mit einer ohnehin sinnvollen und erforderlichen Evaluation festgestellt werden. 

Abschließend weisen wir noch darauf hin, dass eine solche Anlaufstelle von Beginn an darauf 
achten muss, dass sie nicht missbraucht oder instrumentalisiert wird.  

Zum Antrag betreffend die Geschäftsordnung des Hessischen Landtags haben wir keine Einwände. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

  (Heini Schmitt) 
Landesvorsitzender 
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